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Saarbrücken. Kultusminister Jür-
gen Schreier hält trotz der anhalten-
den Elternproteste gegen die Grund-
schulreform an seinen Plänen fest,
hat aber Übergangsregelungen zu
Gunsten der jetzigen Grundschüler
in Aussicht gestellt. Schreier (Foto:
Agnes) sagte gestern in einem Ge-
spräch mit unserer Zeitung, wenn
Schulen zusammengelegt würden,
sollten jene Klassen, die an eine an-
dere Schule verlagert werden, in ih-
rem Klassenverband zusammenblei-
ben können. Wenn dann Schüler zu-
sätzlich in diesen Klassenverband
aufgenommen werden, sollten sie
aus einer Klasse der aufnehmenden
Schule kommen. Damit solle sicher-
gestellt werden, dass Schüler, deren
Schule aufgelöst wird, nicht doppelt
benachteiligt werden: einmal durch
die Standortverlagerung und zwei-
tens durch das Auseinanderfallen ih-
res Klassenverbands. Zudem strebe
man bei den verlagerten Klassen
dann, wenn sie mit anderen Klassen
zusammengeführt werden, einen
kleineren Klassenteiler als den der-
zeitigen an, der bei einer Klassen-
höchstgröße von 29 Schülern liegt.

Schreier kündigte an, die derzeiti-
gen dritten Klassen sollten im

nächsten Schuljahr „unabhängig
vom Schulstandort“ zusammenblei-
ben, „es sei denn der Klassenver-
band wäre sehr klein“. Diese Klassen
sollten auch „nach Möglichkeit ihre
derzeitigen Lehrer behalten“.

Der Kultusminister betonte, dies
seien „die wichtigsten Informatio-
nen, die wir jetzt den Eltern geben
können“. Darüber hinaus bekräftig-
te Schreier seine Absicht, die „Er-
sparnisse“, die durch die Zusam-
menlegung von Schulen erwirtschaf-
tet werden sollen, „zu einem großen
Teil“ in zusätzliche Qualitätsmaß-
nahmen zu investieren. Dies bedeute
„nach und nach mehr Unterricht
und Förderstunden, bessere Nach-
mittagsangebote, bessere Sprachför-
derungsangebote und den Aufbau ei-
ner Qualitätssicherung“. 

Schreier teilte mit, dass die Schul-
begehungen, bei denen die Landes-
regierung eine Bestandsaufnahme
über die an den heutigen Grund-
schulen vorhandenen Räumlichkei-
ten und die Schülerzahlen gemacht
habe, abgeschlossen seien. Bis zum
Jahresende werde das Ministerium
eine Planstudie zur Grundschulre-
form erarbeiten, die man bis Ostern
mit Schulträgern, Eltern- und Leh-
rerverbänden diskutieren wolle.
Entsprechend dem saarländischen
Schulmitbestimmungsgesetz werde

man auch die Schulregionkonferen-
zen und die Schulkonferenzen anhö-
ren, sagte der Minister. 

Aus Sicht von Schreier bleibt es
beim rechtlichen Grundsatz der
Zweizügigkeit. Zu unterscheiden da-
von sei die Standortfrage. Es könne
nämlich sein, dass in Schulen, die
Klassen von anderen Schulen auf-
nehmen sollen, dafür nicht genug
Raumkapazitäten vorhanden wären.
In diesem Fall werde man beide
Standorte aufrechterhalten – entwe-

der für eine Über-
gangszeit oder auf
Dauer. Rechtlich
würde es allerdings
auch dann zum Zu-
sammenschluss der
Schulen kommen.
Nur hätte man dann
eben einen Haupt-
standort und einen
Zweitstandort als
„Dependance“ die-
ser Schule. 

Derweil nannte
der Chef der Landeselternvertre-
tung Grundschulen, Jean-Claude
Schmit, die von Schreier angebote-
nen Übergangsregelungen unzurei-
chend. Aus seiner Sicht sollten die
jetzigen Schulen erhalten bleiben.
Falls es doch zu Schulschließungen
käme, sollten wenigstens die jetzi-

gen Klassenverbände zusammen-
bleiben. Es könne nicht angehen,
dass Klassen von aufgelösten Schu-
len durch Schüler aufgefüllt werden,
deren Schule erhalten bleiben soll.
Denn dann würde man die Klassen-
verbände jener Schulen sprengen,

die bestehen bleiben sollen. Er be-
richtete, Schreier habe ihm den Vor-
schlag unterbreitet, „Problemkin-
der“ nach finnischem Vorbild zeit-
weise aus dem Klassenverbund he-
rauszunehmen, um sie besonders zu
fördern. Dies begrüße er, so Schmit. 

GRUNDSCHUL-STREIT

An der Grundschule Löstertal in Buweiler demonstrierten kürzlich Eltern und Schüler für den Erhalt ihrer Schule. Foto: Ruppenthal

Schreier mit Angebot an die Eltern
Kultusminister Jürgen Schreier will den Eltern der jetzigen Grundschüler im Streit um die
geplanten Schulschließungen ein Stück weit entgegen kommen. Die Schüler sollen auch bei
einer Schließung ihrer Schule in ihrem Klassenverband zusammenbleiben können.

VO N  S Z - R E DA KT E U R
N O R B E RT  F R E U N D

Neunkirchen. Elternvertretungen
und Fördervereine aus dem gesam-
ten Saarland haben am Dienstag-
abend in Neunkirchen eine landes-
weite Initiative zur Erhaltung der
Grundschulen gegründet. Zukünftig
sollen alle Aktivitäten durch einen
Organisationsausschuss koordiniert
werden, in dem sich alle Schulregio-
nen wieder finden. 

Zwei Mütter, Annette Schmidt
und Andrea Martin, haben den Ball
ins Rollen gebracht. Die beiden lu-
den alle Schulelternsprecher am
Dienstagabend nach Neunkirchen in
die TuS-Gaststätte. Zur Gründungs-
versammlung der Initiative „Rettet
die Grundschulen!“ kamen rund 100
Betroffene und Interessierte, viele
weitere sagten per E-Mail oder tele-
fonisch ihre Unterstützung zu. 

„Die Argumente sind ja längst alle
ausgetauscht. Das einzige, was uns
jetzt etwas bringt, ist, auf die Straße
zu gehen, mit vielen Menschen zu
zeigen, was uns bewegt!“, sprach

Versammlungsleiter Egon Griem
aus Rappweiler allen Anwesenden
aus dem Herzen. Mit Plakaten, Flug-
blättern und Aktionen vor Ort sollen
möglichst viele Menschen angespro-
chen werden, auch Kindergärten
sollen in die Mobilisierungskampa-
gne mit einbezogen werden. Außer-
dem ist eine große Demonstration
vor dem Landtag im Januar geplant
(der genaue Termin wird noch be-
kannt gegeben), bei der auch alle Un-
terschriftenlisten gegen die Schlie-
ßung der Grundschulen – inzwi-
schen sind bereits mehrere Tausend
Unterschriften gesammelt worden –
überreicht werden sollen. jen
� Ansprechpartner für weitere In-
formationen über die Initiative „Ret-
tet die Grundschulen!“ sind Annette
Schmidt, Tel. (0 68 21) 5 83 02 und
Andrea Martin, Tel. (0 68 21) 5 19 87,
E-Mail: Martin-NK5@t-online.de.
Unter www.rettetdiegrundschulen-
.de.vu kann man sich auch im Inter-
net über die Initiative informieren.

Groß-Demo vor Landtag angekündigt
Proteste gegen Schreiers Pläne sollen ausgeweitet werden

Jürgen
Schreier

Die Metzer Mirabelle ist der neue Star
am Streuobst-Firmament. Foto: Buchter

Schmelz. Der Arbeitskreis Obstsorten
des Verbands der Gartenbauvereine
Saarland-Pfalz hat die „Metzer Mira-
belle“ zur „Streuobstsorte des Jahres
2005“ erklärt. Wie der Verband jetzt
mitteilte, stammt die Metzer Mirabel-
le ihrem Namen nach aus der Gegend
um Metz. Auch im Saarland sind die
Bäume der Sorte weit verbreitet. Das
Fruchtfleisch ist goldgelb, fest und
saftreich, schmeckt zuckersüß und be-
sonders aromatisch. red

Metzer Mirabelle
ist Obst-Star 2005

Metz/Saarbrücken. Jean-Pierre Mas-
seret ist verärgert. In einem Brief an
die Vizepräsidentin des Europa-Aus-
schusses des Saar-Landtags, Helma
Kuhn-Theis (CDU), beschwert sich der
Präsident des Regionalrats über die in
seinen Augen ungerechtfertigten Vor-
würfe: „Wahrscheinlich sind Ihre An-
sichten parteipolitisch motiviert“,
schreibt der Sozialist Masseret an die
Adresse der CDU-Abgeordneten, die
Anfang der Woche den Regionalrat
Lothringens in der französischen Ta-
geszeitung „Républicain Lorrain“ als
„Bremse für die Entwicklung der
Grenzregion“ bezeichnet hatte. 

„Den Präsidenten des Regionalrats
Lothringen und seiner Mehrheit zu be-
schuldigen, sich nicht für die Großre-
gion zu interessieren, geht an den Tat-
sachen vorbei“, weist Masseret die Kri-
tik zurück. Kuhn-Theis zeigt sich indes
von dem Brief unbeeindruckt: „Hier
geht es nicht um links oder rechts, hier

geht es um Europa und unsere Bürger
in der Grenzregion. Mit verschiedenen
lokalen Gebietskörperschaften auf
französischer Seite gibt es hervorra-
gende gemeinsame Projekte ungeach-
tet der politischen Couleur.“

Gut einen Monat vor dem nächsten
Gipfel der Großregion, der für den 24.
Januar in Metz geplant ist, verabschie-
den sich die politischen Akteure von
den üblichen Sonntagsreden: „Es ist
höchste Zeit, dass einmal klare Worte
gesprochen werden“, so Helma Kuhn-
Theis. Vor allem konkret soll es wer-
den: „Die Kritik soll zu einem kon-
struktiven Austausch führen. Der Prä-
sident des Regionalrats hat mich ein-
geladen, den Dialog in Metz fortzufüh-
ren – ein Angebot, das ich gerne an-
nehmen werde“, so Kuhn-Theis. Gut
möglich dass beide dann ein erstes ge-
meinsames Projekt besprechen wer-
den. Masseret schwebt eine grenz-
überschreitende Sportveranstaltung
vor: „Wir könnten ja einen Saar-Lor-
Lux-Marathon verabreden“, überlegt
Kuhn-Theis, die bald den Vorsitz des
Europäischen Interregionalen Sport-
pools übernehmen wird. Doch auch
andere Themen sollen nicht zu kurz
kommen: „Die soziale Absicherung der
Grenzgänger und die grenzüberschrei-
tende Notfallrettung sind wesentliche
Themen in unserer Grenzregion genau

wie die Umsetzung des Zukunftsbildes
2020, die von der Santer-Kommission
ausgearbeitet wurde“, so Kuhn-Theis.

Die stellvertretende Vorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion, Cornelia Hoff-
mann-Bethscheider, fordert derweil
Ministerpräsident Peter Müller (CDU)
auf, sich bei Masseret „für die Entglei-
sungen der CDU-Landtagsfraktion zu
entschuldigen“. Die einseitige Schuld-
zuweisung von Kuhn-Theis sei „völlig
deplaziert, weil sich alle Teilregionen
für die Weiterentwicklung der Großre-
gion engagieren müssen“. Und nach
der Vorlage des Santer-Berichtes sei
bei der CDU-Regierung „völlige Funk-
stille in Sachen Großregion“ gewesen,
kritisiert die SPD-Politikerin. Kuhn-
Theis habe daher das nachbarschaftli-
che Verhältnis belastet. Ein derart per-
sönlicher Angriff auf einen französi-
schen Politiker sei ein einmaliger Vor-
gang. Deshalb müsse Peter Müller in
einem Gespräch mit Masseret „den
Flurschaden wieder bereinigen“.

Kuhn-Theis dagegen findet, dass
Hoffmann-Bethscheider „mit gespal-
tener Zunge spricht“. Schließlich habe
diese in der Sitzung des Europa-Aus-
schusses in Otzenhausen selbst ange-
mahnt, die guten Ideen der Zukunfts-
vision 2020, welche unter saarländi-
scher Ratspräsidentschaft gefasst wur-
den, zügiger in die Tat umzusetzen.

Deutsch-französischer Streit über Großregion
Sozialist Masseret weist Vorwürfe von Christdemokratin Kuhn-Theis zurück – SPD fordert Entschuldigung von Müller

Der lothringische Regionalrat hat
die Vorwürfe der Vizechefin des Eu-
ropa-Ausschusses des Saar-Land-
tags, Helma Kuhn-Theis, zurückge-
wiesen, er zeige mangelndes Enga-
gement für die Großregion.

VO N  S Z - M I TA R B E I T E R
C H R I S  M AT H I E U

� MEINUNG

Initiative muss
von allen kommen

Es hat geknallt in der Großregi-
on: Helma Kuhn-Theis (CDU),
Vizechefin des Europa-Au-

schusses im saarländischen Landtag,
hat dem lothringischen Regionalrats-
präsidenten Jean-Pierre Masseret
vorgeworfen, für den Stillstand in der
Zusammenarbeit in der Großregion
verantwortlich zu sein.

Ein einseitiger Vorwurf, in dem sich
der Frust über die seit Jahren schwie-
rige Zusammenarbeit mit dem zent-
ralistisch regierten Frankreich entla-
den hat. Die SPD fordert nun eine
Entschuldigung von Ministerpräsi-
dent Peter Müller für diesen Aus-
bruch seiner CDU-Parteikollegin, was
überzogen ist.

Alle Teilregionen haben Schuld da-
ran, dass die Zusammenarbeit in der
Großregion stockt. Nicht nur von
Lothringen, das gerade den Vorsitz in
der Großregion hat, muss künftig
mehr Initiative ausgehen. 

V O N  S Z - R E D A K T E U R I N
C H R I S T I N E  KO C H

Saarbrücken. Die Industrie- und Han-
delskammer (IHK) und die Steuerbe-
raterkammer im Saarland haben die
Landesregierung aufgefordert, einer
Verschmelzung der Finanzgerichte
mit den Verwaltungs- und Sozialge-
richten eine Absage zu erteilen. Mit
Blick auf die von einer Mehrheit der
Bundesländer unterstützten Fusions-
pläne erklärten beide Kammern, von
einer Zusammenlegung unterschiedli-
cher Gerichtsbarkeiten wären „gravie-
rende Nachteile“ zu befürchten. 

Auch die Saar-Regierung hätte gern
die Möglichkeit, Gerichte zusammen-
zulegen und Richter austauschen zu
können, obwohl sie von diesem Opti-
onsrecht derzeit keinen Gebrauch ma-
chen wolle, erklärten die beiden Kam-
mern. „Trotzdem: Die Tür wäre geöff-
net. Eine andere Landesregierung
wird vielleicht eines Tages doch hin-
durchgehen wollen“, unterstrich der
Präsident der saarländischen Steuer-
beraterkammer, Hans-Dieter Wirtz.

Die Kammern warnten, vor allem in
der Finanzgerichtsbarkeit drohten bei
einer Fusion der unterschiedlichen
Gerichtsbarkeiten weitere Verfah-
rensverzögerungen. Dies würde insbe-
sondere den Unternehmen schaden,
denen dadurch nicht selten Mittel ent-
zogen blieben, die sie dringend für In-
vestitionen brauchten. Auch wären ne-
gative Folgen für die Qualität der
Rechtsprechung zu befürchten. red

Eine Lanze für die
Finanzgerichtsbarkeit

Saarbrücken. Anfang Januar soll im
Saarland ein Modellprojekt starten,
mit dem erstmals in Deutschland ein
neues Verfahren zur Berechnung der
Überlebenschancen von Krebspatien-
ten eingesetzt wird. Wie Gesundheits-
minister Josef Hecken (CDU) gestern
mitteilte, sind das Krebsregister und
das Deutsche Zentrum für Altersfor-
schung an der Universität Heidelberg
die Träger des Verfahrens. Das Vorha-
ben wird von der Deutschen Krebshil-
fe mit 275 000 Euro gefördert. 

Im Gegensatz zu den traditionellen
Überlebenszeitanalysen biete die von
dem Epidemiologen Herrmann Bren-
ner aus Heidelberg entwickelte „Peri-
odenanalyse“ den Vorteil, dass die Er-
gebnisse sehr rasch berechnet werden
können und damit den aktuellen Stand
der Überlebensraten für die jeweiligen
Krebsarten darstellen. Dies komme
den betroffenen Patienten und den be-
handelnden Ärzten sehr zu gute. Denn
die oft veralteten und zu pessimisti-
schen Krebs-Prognosestatistiken hät-
ten die ärztliche Betreuung und den
Umgang der betroffenen Patienten mit
ihren Erkrankungen in der Vergangen-
heit oftmals negativ beeinflusst. 

Die Laufzeit des Projekts ist auf drei
Jahre befristet. Anhand der bei dem
Projekt gewonnenen Daten können
Trends in den Langzeitüberlebensra-
ten und regionale oder strukturelle
Unterschiede beschrieben werden.
Das Saar-Projekt hat Modellcharakter
für andere Regionen in Deutschland,
in denen sich die Krebsregistrierung
noch im Aufbau befindet. red

Modellprojekt des
Krebsregisters

startet an der Saar
Premiere in Deutschland

Völklingen. Die Saarland Heilstätten
GmbH (SHG) wertet ihren Standort
Völklingen auf. Für die Klinik für Uro-
logie, Kinderurologie und urologische
Onkologie an den Völklinger SHG-Kli-
niken wurde einer der modernsten
urologischen Arbeitsplätze mit Rönt-
geneinrichtung angeschafft. Damit
können jetzt mit neuester digitaler
Technik Bilder erzeugt werden. Die
weitgehend automatisierten Bedien-
abläufe sparen vor allem Zeit und ver-
bessern den klinischen Arbeitsablauf.
Zudem sinkt laut SHG die Strahlenbe-
lastung. Das biete vor allem Vorteile
für die Untersuchung und Behandlung
von Kindern. Für die Anschaffung des
Gerätes wurde ein sechsstelliger Euro-
Betrag locker gemacht.

„Vor allem die Patienten profitieren
von dieser modernen Technik“, sagt
Gabriele Haser, Verwaltungsdirekto-
rin der Völklinger SHG-Kliniken. Das
im Saarland einzigartige Röntgensys-
tem werde vor allem bei so genannten
Schlüsselloch-Operationen – im Fach-
jargon: minimal-invasive Eingriffe –
angewendet. Weiterer Vorteil: Auch
schwer kranke Menschen können da-
mit behandelt werden, weil die Patien-
ten nicht bewegt werden müssen. Zu-
dem biete das Gerät die Möglichkeit,
Untersuchungsergebnisse in digitaler
Form wiederzugeben. Haser: „Wir stei-
gen mit dem neuen urologischen Ar-
beitsplatz in die digitale Bildbearbei-
tung und Archivierung ein.“ nip

Neues Urologie-Gerät
für Völklinger Klinik


